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1. Inhalt und rechtlicher Rahmen 
 

Die Verfügbarkeit angemessener Zeitressourcen ist eine grundlegende Voraussetzung für die 

Übernahme des Aufsichtsratsmandats und steht der Amtsausübung nach Gesetz und 

Satzung vor.  

Gleichzeitig ausgeübte Mandate binden Zeitressourcen. Die Aufsichtsräte der Südtiroler 

Volksbank sichern daher der Bank zeitliche Verfügbarkeit zu und beachten die Obergrenze 

der Mandate die in Drittgesellschaften gehalten werden können. Dabei findet diese Regelung 

*Zeitliche Verfügbarkeit und Deckelung der Ämterhäufung in Drittgesellschaften* 

Anwendung, die unter Berücksichtigung der, für die Bank als Emittent von öffentlich 

angebotenen breit gestreuten Finanzinstrumenten, geltenden Bestimmungen erstellt worden 

ist.   

Rechtliche Grundlage: 

 Legislativdekret Nr. 385/1993 (Testo Unico Bancario), art. 26 

 Legislativdekret Nr. 58/1998 (Testo Unico della Finanza), art. 148-bis  

 Gesetzesdekret Nr. 201/2011, umgewandelt in Gesetz Nr. 214/2011, art. 36 

   (Interlocking-Verbot) und Durchführungsbestimmungen 

 Gesetzesdekret Nr. 169/2020 Ministero dell’Economia e delle Finanze 

 Consob-Verordnung Nr. 11971/1999 (Regolamento Emittenti), Art. 144-duodecies ff.  

 Rundschreiben Banca d'Italia Nr. 285/2013-I-Tit.IV, Cap 1  

 Satzung der Südtiroler Volksbank, Art. 13, Abs. 2 Buchstabe (e) und Art. 32, Abs. 4  
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2. Verhältnismäßigkeit der Mandatsbegrenzung 
 

Die Obergrenze der zulässigen Mandatsübernahmen berücksichtigt den Zeitanspruch der 

einzelnen Mandate in Drittgesellschaften nach Art und Umfang, auch unter 

Berücksichtigung der Größe der jeweiligen Unternehmen und Unternehmensgruppen und 

der Komplexität ihrer Aufbaustruktur.  

 

3. Beschränkung der Ämterhäufung 
 

Als Emittent von öffentlich angebotenen breit gestreuten Finanzinstrumenten, wendet die 

Südtiroler Volksbank für die Festsetzung der Obergrenze der Verwaltungs- und 

Aufsichtsmandate die von Aufsichtsräten in Drittgesellschaften gehalten werden können, 

die Referenznorm aus dem Legislativdekret Nr. 58/1998 (Testo Unico della Finanza), Art. 

148-bis und die daraus abgeleiteten Bestimmungen aus dem Regolamento Emittenti (1), 

in jeweils geltender Fassung an. 

Die Bewerber für die Neuwahl des Aufsichtsrats legen u.a. die gehaltenen Mandate in 

Drittgesellschaften offen und erklären dass sie die von der Bank vorgegebene zeitliche 

Verfügbarkeit für das Mandat in der Südtiroler Volksbank kennen und erfüllen können.  

Die gehaltenen Mandate werden in der Hauptversammlung veröffentlicht. 

 

4. Erhebung der zeitlichen Verfügbarkeit der Aufsichtsräte  
 

Anlässlich der Neuwahl des Aufsichtsrats veröffentlicht die Bank die Zeitpauschale die 

von den Ratsmitgliedern eingefordert wird. 

Die Bewerber legen ihre hauptberufliche Tätigkeit, die Mandate in Drittgesellschaften, 

Unternehmen und Körperschaften sowie alle anderen beruflichen Umstände offen und 

erklären die hierfür gebundenen Zeitressourcen. Die Bewerber bestätigen zudem dass 

sie, die von der Bank vorgegebene Zeitpauschale, bei Ernennung, zusichern können.  

 

Der Aufsichtsrat prüft (i.) bei Neubestellung, ob die eingeforderten Zeitressourcen einer 

Ausübung nach Gesetz und Satzung entsprechen und (ii.) in regelmäßigen Abständen im 

Laufe des Mandats, ob der tatsächlich geleistete Zeitaufwand angemessen ist. Dabei 

berücksichtigt der Rat die hauptberuflichen Verpflichtungen der einzelnen Ratsmitglieder, 

so zB. die Anzahl der gehaltenen Mandate und deren Aufwand nach Merkmalen der 

                                                           
1 Regolamento Emittenti, Parte III (Emittenti) Titolo V-bis (Organi di amministrazione e controllo), Sezione V, Capo 

II (Limiti al cumulo degli incarichi dei componenti degli organi di controllo) 



 
 

5 

betreffenden Unternehmen und oder Aufträge, wie im Gesetzesdekret Nr. 169/2020 

Ministero dell’Economia e delle Finanze festgehalten. 

 

5. Offenlegung an die Börsenaufsicht und an den Verwaltungsrat 
 

Die Aufsichtsräte sind gehalten die Auflagen aus der Consob-Verordnung Nr. 11971/1999 

(Regolamento Emittenti), Art, 144-quaterdecies (Offenlegung an die Börsenaufsicht) zu 

erfüllen. 

Die Aufsichtsräte sind gehalten dem Verwaltungsrat unverzüglich jede Änderung der von 

ihnen ausgeübten Verwaltungs- und Aufsichtsmandate schriftlich mitzuteilen.  

 

6. Schlussbestimmungen 
 

Die Überschreitung der Obergrenze für Verwaltungs- und Aufsichtsmandate werden vom 

Verwaltungsrat in der erstmöglichen Hauptversammlung für die von der Versammlung zu 

bestimmende Maßnahmen mitgeteilt. 

 

 

 

 

 

  

 


